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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten Bericht 
der Kommission an den Rat über die Untersuchungen einiger Probleme 
für die Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 des Rates vom 
30. Juli 1968 über ein Margentarifsystem im Güterkraftverkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 über die Einführung eines 
Margentarifsystems im Güterkraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 

— Drucksache 7/1524 — 


A. Problem 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 sieht für den grenzüber- 
schreitenden Güterkraftverkehr ein Margentarifsystem vor. 
Sonderabmachungen unter Abweichung von diesen Margen 
sind nur bei Gütermengen ab 500 Tonnen in drei Monaten zu- 
lässig. 


B. Lösung 

Sonderabmachungen sollen künftig auch dann zulässig sein r 
wenn die Beförderungsleistung mindestens 250 000 Tonnenkilo- 
meter in drei Monaten beträgt. Die Publizität für Sonderab- 
machungen soll verbessert werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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A. Bericht des Abgeordneten Schmitt (Lockweiler) 


Der in der Drucksache 7/1524 enthaltene Bericht 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaft 
über die praktischen Erfahrungen mit dem Margen- 
tarifsystem im grenzüberschreitenden Güterkraftver- 
kehr und der Vorschlag einer Änderung der entspre- 
chenden EWG- Verordnung wurde mit Schreiben des 
Präsidenten des Deutschen Bundestages vom 23. Ja- 
nuar 1974 dem Ausschuß für Verkehr zur Beratung 
überwiesen. Der Verkehrsausschuß hat die Vorlage 
in seiner Sitzung am 6. Juni 1974 behandelt. 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 ist für 
den grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr ein 
Margentarifsystem eingeführt worden. Sonderabma- 
chungen unter Abweichung von diesem Margentarif- 
system sind nur zulässig, wenn unter anderen eine 
Gütermenge von mindestens 500 Tonnen innerhalb 
von drei Monaten befördert werden soll. Die Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaft führt in 
ihrem Erfahrungsbericht hierzu aus, daß wegen der 
Kürze der Zeit noch kein endgültiges Urteil über 
die Bewährung des Margentarifsystems gegeben 
werden könne; notwendig sei jedoch eine markt- 
gerechte Preisordnung, die sowohl von den Ver- 
kehrsträgern wie auch von der verladenden Wirt- 
schaft als notwendig und zweckmäßig anerkannt 
werde. Ausgehend von dieser Zielsetzung schlägt 
die Kommission vor, durch eine Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1174/68 die Möglichkeit für den 
Abschluß von Sonderabmachungen über Beförde- 
rungsentgelte zu erweitern. Für Langstreckenver- 
kehre, die innerhalb der erweiterten Gemeinschaft 


in verstärktem Umfange anfallen, sollen künftig 
vernünftige Preisabsprachen auch dann möglich sein, 
wenn das Mengenkriterium — 500 Tonnen inner- 
halb von drei Monaten — nicht erfüllt wird. Sonder- 
abmachungen sollen alternativ auch dann zugelas- 
sen werden, wenn die Beförderungsleistung minde- 
stens 250 000 Tonnenkilometer innerhalb von drei 
Monaten erreicht. 

Zur Verbesserung der Markttransparenz und zur 
Vereinfachung des Veröffentlichungsverfahrens für 
Sonderabmachungen schlägt die Kommission ferner 
vor, ein Abonnementsverfahren einzuführen, durch 
das alle Marktteilnehmer die Möglichkeit erhalten, 
sich bei den Tarifüberwachungsbehörden der einzel- 
nen Länder über die sie interessierenden Maßnah- 
men zu unterrichten. Im übrigen soll die Publizität 
bei Sonderabmachungen durch Aufnahme einiger 
weiterer Kriterien in das Meldeverfahren erweitert 
und lebende Tiere von der Tarifregelung ausgenom- 
men werden. 

Der Verkehrsausschuß hat keine Bedenken gegen 
diesen Vorschlag der Kommission und empfiehlt da- 
her, von der Vorlage Kenntnis zu nehmen. Er ist 
allerdings der Auffassung, daß es im Interesse der 
Beseitigung vorhandener Wettbewerbsverzerrungen 
unerläßlich ist, die Verordnung über das Margen- 
tarifsystem in allen Mitgliedstaaten einheitlich an- 
zuwenden und wirksam zu überwachen. Der Aus- 
schuß legt daher eine entsprechende Entschließung 
vor. 


Bonn, den 6. Juni 1974 


Schmitt (Lockweiler) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von der Vorlage in Drucksache 7/1524 wird Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, bei den Verhandlungen in Brüssel darauf 
hinzuwirken, daß die Verordnung über das Margentarifsystem mit den Mit- 
gliedstaaten einheitlich angewendet wird. Insbesondere ist eine wirksame 
Überwachung der Tarife und der Sonderabmachungen sicherzustellen. 

Bonn, den 6. Juni 1974 

Der Ausschuß für Verkehr 

Börner Schmitt (Lockweiler) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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